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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Ilse Aigner, Prof. Dr. Winfried 
Bausback, Alexander König, Tobias Reiß, Tanja Schorer-Dremel, Petra 
Guttenberger, Martin Bachhuber, Volker Bauer, Jürgen Baumgärtner, Barbara 
Becker, Eric Beißwenger, Markus Blume, Alfons Brandl, Robert Brannekämper, 
Gudrun Brendel-Fischer, Alex Dorow, Holger Dremel, Norbert Dünkel, Dr. Ute 
Eiling-Hütig, Matthias Enghuber, Wolfgang Fackler, Alexander Flierl, Karl Freller, 
Max Gibis, Alfred Grob, Hans Herold, Johannes Hintersberger, Michael Hofmann, 
Petra Högl, Dr. Gerhard Hopp, Dr. Martin Huber, Dr. Marcel Huber, Thomas Huber, 
Andreas Jäckel, Sandro Kirchner, Jochen Kohler, Harald Kühn, Manfred Ländner, 
Dr. Petra Loibl, Dr. Beate Merk, Benjamin Miskowitsch, Martin Mittag, Walter 
Nussel, Dr. Stephan Oetzinger, Franz Josef Pschierer, Helmut Radlmeier, Barbara 
Regitz, Dr. Franz Rieger, Berthold Rüth, Andreas Schalk, Ulrike Scharf, Josef 
Schmid, Martin Schöffel, Angelika Schorer, Thorsten Schwab, Dr. Harald 
Schwartz, Bernhard Seidenath, Dr. Ludwig Spaenle, Klaus Steiner, Sylvia 
Stierstorfer, Klaus Stöttner, Karl Straub, Walter Taubeneder, Peter Tomaschko, 
Steffen Vogel, Martin Wagle, Prof. Dr. Gerhard Waschler, Ernst Weidenbusch, 
Georg Winter, Josef Zellmeier und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Alexander Hold, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert Faltermeier, Hans Friedl, Tobias 
Gotthardt, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Wolfgang Hauber, Johann Häusler, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Rainer Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, 
Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER), 

Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Florian Siekmann, Gülseren Demirel, 
Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Gisela Sengl und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 

Florian von Brunn, Dr. Simone Strohmayr, Ruth Müller, Markus Rinderspacher, 
Arif Taşdelen, Margit Wild, Klaus Adelt, Horst Arnold, Inge Aures, Michael Busch, 
Martina Fehlner, Christian Flisek, Harald Güller, Volkmar Halbleib, Alexandra 
Hiersemann, Annette Karl, Natascha Kohnen, Doris Rauscher, Florian Ritter, 
Stefan Schuster, Diana Stachowitz, Ruth Waldmann und Fraktion (SPD), 

Martin Hagen, Julika Sandt, Alexander Muthmann, Matthias Fischbach und 
Fraktion (FDP) 

Drs. 18/17218, 18/19357 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes und weiterer 
Rechtsvorschriften 
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§ 1 

Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 

Das Bayerische Abgeordnetengesetz (BayAbgG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. März 1996 (GVBl. S. 82, BayRS 1100-1-I), das zuletzt durch Art. 8a des 
Gesetzes vom 9. April 2021 (GVBl. S. 150) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Überschrift des zweiten Teils wird gestrichen.  

2. Art. 4a wird aufgehoben.  

3. In der Überschrift des dritten Teils wird das Wort „Dritter“ durch das Wort „Zweiter“ 
ersetzt.  

4. Nach Art. 27 wird folgender dritter Teil eingefügt:  

„Dritter Teil 

Verhaltensregeln für Mitglieder des Bayerischen Landtags 

Art. 28 

Ausübung des Mandats 

(1) 1Im Rahmen der verfassungsrechtlich bei Wahrnehmung und Ausübung des 
Abgeordnetenmandats garantierten Freiheit steht die Ausübung des Mandats im 
Mittelpunkt der Tätigkeit eines Mitglieds des Bayerischen Landtags. 2Unbeschadet 
dieser Verpflichtung sind entgeltliche Tätigkeiten beruflicher oder anderer Art neben 
dem Mandat grundsätzlich zulässig. 3Die Tätigkeit als Mitglied, als Beauftragte oder 
als Beauftragter der Staatsregierung sowie das Recht zur bloßen Verwaltung eige-
nen Vermögens bleiben unberührt.  

(2) 1Für die Ausübung des Mandats darf ein Mitglied des Bayerischen Landtags 
keine anderen als die im Gesetz vorgesehenen Zuwendungen oder andere Vermö-
gensvorteile annehmen. 2Unzulässig ist insbesondere die Annahme von Geld oder 
von geldwerten Zuwendungen, die nur deshalb gewährt werden, weil dafür die Ver-
tretung und Durchsetzung der Interessen des Leistenden im Bayerischen Landtag 
erwartet wird. 3Die Gewährung von Funktionszulagen durch die Fraktionen bleibt 
unberührt.  

(3) Werbende Hinweise auf die Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag in beruf-
lichen oder geschäftlichen Angelegenheiten sind unzulässig.  

 

Art. 29 

Verbot der entgeltlichen Interessenvertretung für Dritte bei der Normsetzung 

(1) 1Mitglieder des Bayerischen Landtags dürfen keine entgeltliche Interessen-
vertretung für Dritte gegenüber den Organen und Behörden des Freistaates Bayern, 
der bayerischen Gemeinden und Gemeindeverbände, soweit diese im übertrage-
nen Wirkungskreis tätig werden, sowie den juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, soweit diese unmittelbar der Fachaufsicht der obersten Landesbehörden 
unterstehen, betreiben. 2Interessenvertretung ist jede Tätigkeit zum Zweck der un-
mittelbaren oder mittelbaren Einflussnahme auf die Ausarbeitung oder Beratung 
von Gesetzen oder sonstigen parlamentarischen Initiativen, Verordnungen, Satzun-
gen, Allgemeinverfügungen und Verwaltungsvorschriften der in Satz 1 genannten 
Stellen.  

(2) 1Mitglieder des Bayerischen Landtags dürfen an keiner Personen- oder Ka-
pitalgesellschaft oder anderen juristischen Person oder Personenmehrheit unab-
hängig von ihrer Rechtsform, die überwiegend Interessenvertretung im Sinne von 
Abs. 1 Satz 2 betreibt, beteiligt sein. 2Mitglieder des Bayerischen Landtags, die an 
anderen als in Satz 1 genannten Personen- oder Kapitalgesellschaften beteiligt 
sind, haben durch technische und organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, 
dass Interessenkonflikte in Zusammenhang mit der Ausübung des Mandats, die bei 
Übernahme oder Ausübung der Interessenvertretung durch die Gesellschaft auftre-
ten können, vermieden werden. 3Satz 2 gilt entsprechend für die Beschäftigung von 
Mitgliedern des Bayerischen Landtags im Rahmen eines Anstellungsverhältnisses.  



Drucksache  18/19457 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 3 

 

(3) Die ehrenamtliche Tätigkeit als Vorstand für Verbände, Vereine und als Mit-
glied einer kommunalen Vertretungskörperschaft bleibt unberührt.  

 

Art. 30 

Verbot der entgeltlichen Interessenvertretung für Dritte in Einzelangelegenheiten 

(1) 1Mitglieder des Bayerischen Landtags dürfen gegen Entgelt keine fremden 
Angelegenheiten gegenüber  

1. den obersten Landesbehörden des Freistaates Bayern und deren unmittelbar 
nachgeordneten Behörden,  

2. den höheren Landesbehörden, sofern diese im konkreten Einzelfall nicht Ein-
spruchs-, Widerspruchs- oder Bußgeldbehörde sind,  

3. den juristischen Personen des öffentlichen Rechts, soweit diese unmittelbar der 
Fachaufsicht der obersten Landesbehörden unterstehen, und  

4. Personen- und Kapitalgesellschaften, an denen der Freistaat Bayern mehr als 
25 % der Anteile hält,  

besorgen. 2Dies gilt nicht für Besorgung fremder Angelegenheiten gegenüber den 
Organen der Rechtspflege sowie den unabhängigen Behörden des Freistaates Bay-
ern.  

(2) Soweit die Besorgung fremder Angelegenheiten nach diesem Artikel zuläs-
sig ist, ist sie der Präsidentin oder dem Präsidenten gemäß Art. 34 Abs. 3 bis 5 
anzuzeigen und gemäß Art. 35 zu veröffentlichen.  

 

Art. 31 

Verbot der entgeltlichen Mitwirkung an Geschäften Dritter 

(1) 1Mitglieder des Bayerischen Landtags dürfen gegen Entgelt für Dritte keine 
Geschäfte mit den in Art. 29 Abs. 1 Satz 1 genannten Stellen sowie mit Personen- 
und Kapitalgesellschaften, an denen der Freistaat Bayern mehr als 25 % der Anteile 
hält, anbahnen, vermitteln, abschließen oder abwickeln. 2Dies gilt insbesondere für 
Geschäfte, die den Erwerb, die Veräußerung, die Vermietung, die Verpachtung so-
wie die Belastung von Immobilien oder den Erwerb und die Veräußerung von Waren 
und Dienstleistungen zum Gegenstand haben. 3Dies gilt auch für die entgeltliche 
Beratung bei der Gestaltung solcher Geschäfte. 4Für Geschäfte von Kapitalgesell-
schaften, deren Anteile vollständig vom Mitglied des Bayerischen Landtags gehal-
ten werden, gilt Art. 32.  

(2) 1Mitglieder des Bayerischen Landtags, die an Personen- oder Kapitalgesell-
schaften oder anderen juristischen Personen und Personenmehrheiten unabhängig 
von ihrer Rechtsform anteilig beteiligt sind, die Geschäfte nach Abs. 1 Satz 1 an-
bahnen, vermitteln, abschließen oder abwickeln, haben durch technische und orga-
nisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass Interessenkonflikte in Zusammen-
hang mit der Ausübung des Mandats, die bei Übernahme oder Durchführung dieser 
Geschäfte durch die Gesellschaft auftreten können, vermieden werden. 2Satz 1 gilt 
entsprechend auch für die Beschäftigung von Mitgliedern des Bayerischen Land-
tags im Rahmen eines Anstellungsverhältnisses.  

 

Art. 32 

Verbot eigener Geschäfte 

(1)1Mitglieder des Bayerischen Landtags dürfen mit den in Art. 29 Abs. 1 Satz 1 
genannten Stellen sowie mit Personen- und Kapitalgesellschaften, an denen der 
Freistaat Bayern mehr als 25 % der Anteile hält, keine Geschäfte auf eigene Rech-
nung abschließen oder abwickeln. 2Dies gilt nicht für  

1. die Teilnahme an Ausschreibungs- und Vergabeverfahren und darauf gründen-
den Rechtsgeschäfte,  

2. die Abwicklung von vor Beginn des Landtagsmandats abgeschlossenen Verträ-
gen,  
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3. Rechtsgeschäfte, deren Geschäftswert im Einzelfall oder insgesamt im Kalen-
derjahr den Betrag von 10 000 Euro nicht übersteigen,  

4. Rechtsgeschäfte, zu denen das Präsidium des Bayerischen Landtags zuvor 
seine Einwilligung erteilt hat.  

3Dies gilt auch für Rechtsgeschäfte von Kapitalgesellschaften, deren Anteile voll-
ständig vom Mitglied des Bayerischen Landtags gehalten werden.  

(2) Soweit Rechtsgeschäfte nach Abs. 1 Satz 2 zulässig sind, sind sie der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten gemäß Art. 34 Abs. 3 bis 5 anzuzeigen und gemäß 
Art. 35 zu veröffentlichen.  

 

Art. 33 

Vortragstätigkeit 

Mitglieder des Bayerischen Landtags dürfen für Vorträge und Reden, die im Zu-
sammenhang mit ihrer parlamentarischen Tätigkeit stehen, kein Entgelt oder an-
dere als die in Art. 36 zugelassenen geldwerten Zuwendungen annehmen.  

 

Art. 34 

Anzeigepflichten 

(1) Ein Mitglied des Bayerischen Landtags ist verpflichtet, der Präsidentin oder 
dem Präsidenten aus der Zeit vor seiner Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag in 
Textform anzuzeigen:  

1. die zuletzt ausgeübte Berufstätigkeit einschließlich eines bestehenden gesetz-
lichen Rückkehrrechts etwa in ein Amt des öffentlichen Dienstes oder eine an-
dere unselbstständige Tätigkeit für den Fall des Ausscheidens aus dem Baye-
rischen Landtag;  

2. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstands, Aufsichtsrats, Verwaltungsrats, Beirats 
oder eines sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in einer anderen 
Rechtsform betriebenen Unternehmens;  

3. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstands, Aufsichtsrats, Verwaltungsrats, Beirats 
oder eines sonstigen Gremiums einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen 
Rechts.  

(2) Ein Mitglied des Bayerischen Landtags ist zusätzlich verpflichtet, der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten in Textform die folgenden Tätigkeiten, Verträge und 
Beteiligungen, die während der Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag ausgeübt 
oder aufgenommen werden oder wirksam sind, anzuzeigen:  

1. entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat, die selbstständig oder im Rahmen 
eines Anstellungsverhältnisses ausgeübt werden; darunter fallen insbesondere 
die Fortsetzung einer vor der Mitgliedschaft ausgeübten Berufstätigkeit sowie 
Beratungs-, Vertretungs-, Gutachter- und publizistische Tätigkeiten; die Anzei-
gepflicht entfällt für die Tätigkeit als Mitglied der Staatsregierung;  

2. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstands, Aufsichtsrats, Verwaltungsrats, Beirats 
oder sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in einer anderen 
Rechtsform betriebenen Unternehmens;  

3. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstands, Aufsichtsrats, Verwaltungsrats, Beirats 
oder eines sonstigen Gremiums einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen 
Rechts;  

4. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstands oder eines sonstigen leitenden oder 
beratenden Gremiums eines Vereins, Verbands oder einer ähnlichen Organisa-
tion sowie einer Stiftung mit nicht ausschließlich lokaler Bedeutung;  

5. das Bestehen oder der Abschluss von Vereinbarungen, wonach dem Mitglied 
des Bayerischen Landtags während oder nach Beendigung der Mitgliedschaft 
bestimmte Tätigkeiten übertragen oder Vermögensvorteile zugewendet werden 
sollen;  
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6. das Bestehen oder der Abschluss von Vereinbarungen, wonach dem Mitglied 
des Bayerischen Landtags nach Beendigung der Mitgliedschaft ein Rückkehr-
recht in ein früheres Anstellungsverhältnis eingeräumt werden soll;  

7. Beteiligungen an Kapital- und Personengesellschaften, wenn diese mehr als 
3 % betragen; im Falle einer anzeigepflichtigen Beteiligung an einer Beteili-
gungsgesellschaft sind auch die Beteiligungen der Beteiligungsgesellschaft an-
zuzeigen, soweit diese jeweils mehr als 3 % betragen;  

8. eingeräumte Aktienoptionen, unabhängig davon, ob sie selbstständig handelbar 
sind oder einen quantifizierbaren Vermögenswert haben oder vergleichbare Fi-
nanzinstrumente, die als Gegenleistung für eine Tätigkeit gewährt werden. 

(3) 1Bei einer Tätigkeit, einem Vertrag oder einer Beteiligung, die nach Abs. 2 
anzeigepflichtig sind, sind die Art der Tätigkeit sowie Name und Sitz des Vertrags-
partners, des Unternehmens oder der Organisation sowie die genaue Höhe der je-
weiligen Einkünfte anzugeben. 2Aus einzelnen Einkünften, die den Betrag von 
1 000 Euro nicht übersteigen, kann zum Ende eines Quartals für jede Tätigkeit, je-
den Vertrag oder jede Beteiligung ein Gesamtbetrag gebildet werden. 3Vertrags-
partner von Freiberuflern und Selbstständigen sind nur anzuzeigen, soweit einzelne 
Einkünfte aus der Vertragsbeziehung mit einem Vertragspartner den Betrag von 
1 000 Euro übersteigen. 4Zugrunde zu legen sind hierbei die für eine Tätigkeit zu 
zahlenden Bruttobeträge unter Einschluss von Entschädigungs-, Ausgleichs- und 
Sachleistungen, wobei insbesondere eigene Aufwendungen, Werbungskosten und 
sonstige Kosten aller Art unberücksichtigt bleiben. 5Die Höhe der Einkünfte aus ei-
ner Tätigkeit bezeichnet nicht das zu versteuernde Einkommen. 6Soweit die Ein-
künfte aus Umsatzerlösen bestehen, kann anstatt der Bruttobeträge der Gewinn vor 
Steuern angezeigt werden. 7Bei Nichtselbstständigen ist das Bruttogehalt maßgeb-
lich.  

(4) 1Die Anzeigepflicht nach Abs. 2 umfasst nicht die Mitteilung von Tatsachen 
über Dritte, für die das Mitglied des Bayerischen Landtags gesetzliche Zeugnisver-
weigerungsrechte oder gesetzliche Verschwiegenheitspflichten geltend machen 
kann. 2Beruft sich ein Mitglied des Bayerischen Landtags auf ein gesetzliches Zeug-
nisverweigerungsrecht oder eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht, ist statt der 
Angaben zum Auftraggeber die Art der Tätigkeit sowie eine konkrete Branchenbe-
zeichnung anzugeben. 3Die Pflicht zur Angabe der Branche gilt nicht, wenn das 
Mitglied des Bayerischen Landtags glaubhaft macht, dass die Branchenbezeich-
nung den Vertragspartner identifizieren würde.  

(5) 1Die Anzeigen sind innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Erwerb der 
Mitgliedschaft im Bayerischen Landtag sowie nach Eintritt von Änderungen oder 
Ergänzungen während der Wahlperiode bei der Präsidentin oder dem Präsidenten 
einzureichen. 2Für die Mitteilung anzeigepflichtiger Einkünfte ist der späteste Zeit-
punkt für den Beginn dieser Frist der Tag des Zuflusses der Einkünfte. 3Für die 
Mitteilung eines Gesamtbetrages nach Abs. 3 Satz 2 beginnt die Frist mit dem Ende 
des jeweiligen Quartals. 

 

Art. 35 

Veröffentlichung 

(1) 1Die Angaben gemäß Art. 34 Abs. 1 bis 4 werden mit Ausnahme der Angabe 
zu den einzelnen Vertragspartnern gemäß Art. 34 Abs. 3 Satz 3 auf der Internet-
seite des Bayerischen Landtags veröffentlicht. 2Regelmäßige monatliche Einkünfte 
werden als solche gekennzeichnet.  

(2) 1Das Präsidium des Bayerischen Landtags kann dem Mitglied des Bayeri-
schen Landtags auf Antrag gestatten, einzelne Einkünfte abweichend zu der Rege-
lung in Abs. 1 Satz 1 zu veröffentlichen, wenn durch die Veröffentlichung der ge-
nauen Höhe der einzelnen Einkünfte Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Mit-
glieds des Bayerischen Landtags oder eines Dritten beeinträchtigt werden und dem 
Mitglied des Bayerischen Landtags oder Dritten dadurch ein erheblicher Wettbe-
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werbsnachteil droht. 2Die Beeinträchtigung der Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse sowie der dadurch drohende Wettbewerbsnachteil sind gegenüber dem Prä-
sidium glaubhaft zu machen. 3Über die Art und Weise der zu Abs. 1 Satz 1 abwei-
chenden Veröffentlichung, entscheidet das Präsidium anhand der Umstände des 
Einzelfalls.  

 

Art. 36 

Spenden und geldwerte Zuwendungen 

(1) 1Mitglieder des Bayerischen Landtags dürfen keine Spenden, die ihnen für 
ihre politische Tätigkeit zur Verfügung gestellt werden, annehmen. 2Parteispenden 
nach dem Parteiengesetz bleiben hiervon unberührt.  

(2) 1Unzulässig ist ferner die Annahme von Geld oder von geldwerten Zuwen-
dungen, wenn diese Leistung ohne angemessene Gegenleistung des Mitglieds des 
Bayerischen Landtags gewährt wird und durch die Annahme der Anschein eines 
Interessenkonfliktes nicht ausgeschlossen ist. 2Geldwerte Zuwendungen  

1. aus Anlass der Wahrnehmung interparlamentarischer oder internationaler Be-
ziehungen,  

2. zur Teilnahme an Veranstaltungen zur politischen Information, zur Darstellung 
der Standpunkte des Bayerischen Landtags oder seiner Fraktionen oder als Re-
präsentantin oder Repräsentant des Bayerischen Landtags  

dürfen von Mitgliedern des Bayerischen Landtags angenommen werden, solange 
sie sozialadäquat sind oder einen Wert von 200 Euro nicht übersteigen.  

(3) 1Geldwerte Zuwendungen, die ein Mitglied des Bayerischen Landtags als 
Gastgeschenk oder aus einem konkreten Anlass in Bezug auf sein Mandat erhält, 
müssen der Präsidentin oder dem Präsidenten angezeigt und ausgehändigt wer-
den, wenn sie nicht sozialadäquat sind oder einen Wert von 200 Euro übersteigen. 
2Das Mitglied des Bayerischen Landtags kann beantragen, das Gastgeschenk ge-
gen Bezahlung des Gegenwertes an die Staatsoberkasse Bayern zu behalten.  

 

Art. 37 

Interessenkollision im Ausschuss 

Mitglieder des Bayerischen Landtags, die entgeltlich mit einem Gegenstand be-
schäftigt sind, der in einem Ausschuss des Bayerischen Landtags zur Beratung an-
steht, haben als Mitglied dieses Ausschusses vor der Beratung eine Interessenver-
knüpfung offenzulegen.  

 

Art. 38 

Rückfrage und missbräuchliche Gestaltungen 

(1) 1In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Bayerischen Landtags verpflichtet, 
sich durch Rückfragen bei der Präsidentin oder dem Präsidenten über den Inhalt 
seiner Pflichten nach diesen Verhaltensregeln zu vergewissern. 2Die Präsidentin 
oder der Präsident hat entsprechende Anfragen des Mitglieds des Bayerischen 
Landtags in Schrift- oder Textform zu beantworten.  

(2) Die Vorschriften dieses Teils finden auch Anwendung, wenn sie durch an-
derweitige Gestaltungen umgangen werden.  

 

Art. 39 

Sanktionen 

(1) 1Bei Verstößen gegen die Vorschriften dieses Teils kann das Präsidium des 
Bayerischen Landtags ein Ordnungsgeld bis zur Höhe der Hälfte der jährlichen Ab-
geordnetenentschädigung festsetzen. 2Die Präsidentin oder der Präsident macht 
das Ordnungsgeld durch Verwaltungsakt geltend.  
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(2) 1Nach diesem Teil unzulässige Entgelte, Zuwendungen, Vermögensvorteile 
oder ihr Gegenwert sind dem Haushalt des Freistaates Bayern zuzuführen, soweit 
der Erhalt der Zuwendung oder des Vermögensvorteils nicht länger als drei Jahre 
zurückliegt. 2Der Anspruch auf Zuführung in den Haushalt des Freistaates Bayern 
wird durch ein Ausscheiden aus dem Bayerischen Landtag nicht berührt.  

 

Art. 40 

Ausführungsbestimmungen 

Der Ältestenrat des Bayerischen Landtags erlässt Ausführungsbestimmungen 
insbesondere über  

1. den weiteren Inhalt und Umfang der Anzeige- und Veröffentlichungspflichten,  

2. die Annahme, Anzeige und Aushändigung von geldwerten Zuwendungen,  

3. das Verfahren zur Einwilligung in Eigengeschäfte gemäß Art. 32 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 4,  

4. das Verfahren zur Gestattung einer Veröffentlichung nach Art. 35 Abs. 2 und  

5. das Verfahren bei Verstößen gegen die Vorschriften des dritten Teils dieses 
Gesetzes.“  

5. Die bisherigen Art. 28 bis 30 werden die Art. 41 bis 43.  

6. Der bisherige Art. 31 wird Art. 44 und in Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Art. 30 
Abs. 1“ durch die Angabe „Art. 43 Abs. 1“ ersetzt.  

7. Der bisherige Art. 32 wird Art. 45 und in Abs. 2 Satz 2 und 3 wird die Angabe 
„Art. 31“ jeweils durch die Angabe „Art. 44“ ersetzt.  

8. Die bisherigen Art. 33 und 34 werden die Art. 46 und 47.  

9. Der bisherige Art. 35 wird Art. 48 und in Abs. 3 wird die Angabe „Art. 31“ durch die 
Angabe „Art. 44“ ersetzt.  

10. Der bisherige Art. 36 wird Art. 49 und wie folgt geändert:  

a) In Abs. 1 werden die Wörter „Art. 30 bis 32 und 34“ durch die Wörter „Art. 43 bis 
45 und 47“ ersetzt.  

b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Art. 29 bis 35“ durch die Angabe „Art. 42 bis 
48“ ersetzt.  

11. Der bisherige Art. 37 wird Art. 50 und in Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Art. 30 
Abs. 1“ durch die Angabe „Art. 43 Abs. 1“ ersetzt.  

12. Die bisherigen Art. 38 bis 43 werden die Art. 51 bis 56.  

13. Der bisherige Art. 43a wird Art. 57 und in Abs. 7 wird die Angabe „Art. 43b“ durch 
die Angabe „Art. 58“ ersetzt.  

14. Der bisherige Art. 43b wird Art. 58 und in Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „Art. 38 
Abs. 5“ durch die Angabe „51 Abs. 5“ ersetzt.  

15. Der bisherige Art. 43c wird Art. 59.  

16. Der bisherige Art. 43d wird Art. 60 und in Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 3 wird die 
Angabe „Art. 43b“ jeweils durch die Angabe „Art. 58“ ersetzt.  

17. Der bisherige Art. 43e wird Art. 61.  

18. Nach Art. 61 wird folgender Art. 62 eingefügt:  

„Art. 62 

Übergangsregelung für vor dem 1. April 2022 begonnene Tätigkeiten, Evaluation 

(1) 1Nach Art. 29 bis 33 unzulässige Tätigkeiten, die vor dem 1. April 2022 be-
gonnen wurden, dürfen in Bezug auf einen einzelnen Lebenssachverhalt oder ein 
einzelnes Geschäft abgeschlossen werden. 2Nach Art. 29 bis 33 unzulässige Dau-
erschuldverhältnisse, die vor dem 1. April 2022 begründet wurden, sind im Rahmen 
der vertraglich oder gesetzlich vorgesehenen Vorgaben zu beenden.  
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(2) Die Anwendung des dritten Teils dieses Gesetzes ist zum Ende des Jahres 
2024 zu evaluieren.“  

19. Der bisherige Art. 44 wird Art. 63.  

 

§ 2 

Weitere Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 

In Art. 38 Abs. 7 Satz 1 des Bayerischen Abgeordnetengesetzes (BayAbgG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. März 1996 (GVBl. S. 82, BayRS 1100-1-I), das 
zuletzt durch § 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird das Wort „Erhöhung“ durch 
das Wort „Veränderung“ ersetzt.  

 

§ 3 

Änderung weiterer Rechtsvorschriften 

(1) In Art. 41 Abs. 2 des Kommunal-Wahlbeamten-Gesetzes (KWBG) vom 
24. Juli 2012 (GVBl. S. 366, 2014 S. 20, BayRS 2022-1-I), das zuletzt durch § 5 Abs. 5 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) geändert worden ist, wird die 
Angabe „Art. 28 BayAbgG“ durch die Angabe „Art. 41 BayAbgG“ ersetzt.  

(2) Das Bayerische Beamtengesetz (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl. S. 500, 
BayRS 2030-1-1-F), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 
(GVBl. S. 724) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. In Art. 93 Abs. 5 werden die Wörter „Art. 28 des Bayerischen Abgeordnetengeset-
zes“ durch die Wörter „Art. 41 des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 
(BayAbgG)“ersetzt.  

2. Art. 94 wird wie folgt geändert:  

a) In Abs. 1 werden die Wörter „Art. 30 bis 34, 35 Abs. 1 bis 3 des Bayerischen 
Abgeordnetengesetzes“ durch die Wörter „Art. 43 bis 47, 48 Abs. 1 bis 3 
BayAbgG“ ersetzt.  

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 3 werden die Wörter „des Bayerischen Abgeordnetengesetzes“ 
durch die Angabe „BayAbgG“ ersetzt.  

bb) In Satz 4 werden die Wörter „Art. 32 Abs. 1, 3 und 4 des Bayerischen Ab-
geordnetengesetzes“ durch die Angabe „Art. 45 Abs. 1, 3 und 4 BayAbgG“ 
ersetzt.  

(3) Das Bayerische Richter- und Staatsanwaltsgesetz (BayRiStAG) vom 
22. März 2018 (GVBl. S. 118, BayRS 301-1-J), das zuletzt durch § 1 Abs. 290 der Ver-
ordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.  

2. In Art. 2 Abs. 2 werden die Wörter „Art. 30 bis 32 und 34“ durch die Wörter „Art.  43 
bis 45 und 47“ ersetzt.  

3. In Art. 50 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 wird die Angabe „Art. 33 BayAbgG“ durch die Angabe 
„Art. 46 BayAbgG“ ersetzt.  

 

§ 4 

Inkrafttreten 

1Dieses Gesetz tritt am 1. April 2022 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 mit 
Wirkung vom 1. Juli 2021 in Kraft.  
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Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 


